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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
in den Ruhestand 
- Drucksache 13/4336 - 


hier: Stellungnahme des Bundesrates und die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 696. Sitzung am 3. Mai 
1996 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung 
zu nehmen. 


Zum Gesetzentwurf 

1 . Der Bimdesrat stellt fest, daß aus arbeitsmarktpoli- 
tischen Gründen auch in Zukunft alle Möglichkei- 
ten der Arbeitszeitverkürzung genutzt werden 
müssen. Jedoch muß mit Rücksicht auf die Höhe 
der Lohnnebenkosten die Subventionierung des 
Personalabbaus und der Personalverjüngung 
durch die Sozialversicherung beendet werden, 
ohne daß auf den Effekt der Lebens arbeitszeitver- 
kürzung verzichtet wird. Daher muß künftig an- 
stelle von Frühverrentungen ein gleitender Über- 
gang vom Berufsleben in den Ruhestand geschaf- 
fen werden. Der Bundesrat begrüßt deshalb 
grundsätzhch die im Rahmen des Gesetzentwurfs 
vorgesehene Förderung von Altersteilzeitarbeit. 
Sie ist ein Schritt in die richtige Richtung. Zugleich 
stellt der Bundesrat mit Genugtuung fest, daß die 
Bundesregierung damit wesentliche Elemente des 
am 12. Mai 1995 vom Bundesrat beschlossenen 
Gesetzentwurfs zur Förderung der Teilzeit beschäf- 
tigung aufgegriffen hat (BR- Drucksache 241/95 - 
Beschluß). 


2. Zur stufenweisen Herauf Setzung der Altersgrenze 
für die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit weist 
der Bundesrat darauf hin, daß bereits das in seinen 
wesentlichen Teilen im Jahre 1992 in Kraft getre- 
tene SGB VI die stufenweise Anhebung und Flexi- 
bilisierung der Altersgrenzen von 60 und 63 Jah- 
ren in der gesetzlichen Rentenversicherung vor- 
sieht. 

Im Hinbhck auf das 1989 verabschiedete SGB VI 
hat sich die Bevölkerung bei der Lebensplanung 
auf eine Heraufsetzung der Altersgrenzen erst ab 
2001 eingestellt. Offenbar wird von der Bundesre- 
gierung ein früheres Inkrafttreten - wie bei der Al- 
tersrente für Arbeitslose - auch für andere Alters- 
rentenarten erwogen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert - im Inter- 
esse der Verläßlichkeit und Transparenz -, endlich 
Klarheit für die Menschen zu schaffen. Sie darf ih- 
re Rentenvorhaben nicht Stück für Stück auf den 
Tisch legen, sondern muß diese endüch umfassend 
und kongruent formulieren. Im Gegensatz zum 
Rentenreformgesetz 1992 weiß der Bürger bereits 
jetzt schon nicht mehr, auf welche Altersgrenze er 
sich einzustellen hat und welche Zeiten ihm noch 
bei der Rente angerechnet werden. 

3. Der Bundesrat fordert, im Gesetzestext klarzustel- 
len, daß der vorgesehene Vertrauensschutz in 
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Artikel 2 Nr. 17 des Gesetzentwurfs sich auch auf 
Personen erstreckt, die vor dem Stichtag eine Be- 
fristung ihres Arbeitsverhältnisses vereinbart oder 
eine arbeitsmarktpohtische Maßnahme begonnen 
haben. 

4. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung führt ge- 
genüber geltendem Recht einerseits zu stärkeren 
Belastungen des Arbeitsmarktes durch die stufen- 
weise Heraufsetzung der Altersgrenze für die Al- 
tersrente wegen Arbeitslosigkeit, andererseits 
führt er zu Entlastungen des Arbeitsmarktes durch 
die Förderung der Altersteilzeitarbeit. Angesichts 
der äußerst dramatischen Situation auf dem Ar- 
beitsmarkt bleibt es unverständlich, daß die Bun- 
desregierung belastende und entlastende Wirkun- 
gen nicht sauber bilanziert und die Plausibilität 
der zugrundeliegenden Annahmen nicht deutüch 
macht. 

Der Bundesrat hat jedenfalls erhebliche Zweifel, 
ob die irüt dem Gesetzentwurf angestrebten Ziele 
auch tatsächlich realisiert werden können. 

5. Wegen der arbeitsmarktpoütisch negativen Aus- 
wirkungen der Heraufsetzung der Altersgrenze 
für die Rente wegen Arbeitslosigkeit steigen die 
kompensatorischen arbeitsmarktpolitischen Anfor- 
derungen an das Instrument der Altersteilzeit; Es 
sollte so flexibel wie mögüch gestaltet werden, um 
eine möglichst breite Akzeptanz zu erreichen. 

6. Der Bundesrat fordert deshalb, den Gesetzentwurf 
so zu überarbeiten, daß der anspruchsberechtigte 
Personenkreis erweitert und zusätzhche Formen 
von Teilzeitarbeit im Rahmen der Altersteilzeit för- 
derfähig werden. Dazu gehören insbesondere. 

- Arbeitszeitreduzierungen für Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer, deren bisher verein- 


barte Arbeitszeit auch unterhalb der tariflichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit lag; 

- Arbeitszeitreduzierungen, die zu einer (neuen) 
Arbeitszeit auch oberhalb der Hälfte der tarifli- 
chen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
führen; 

- Arbeitszeitreduzierungen, deren wöchentliche 
Arbeitszeit im Durchschnitt des gesamten För- 
derungszeitraums mindestens 18 Wochenstun- 
den beträgt (u. a. im Rahmen von tarifvertrag- 
lich geregelten Sabbaticalformen beispielswei- 
se mit zweieinhalb Jahren Vollzeitarbeit und 
zweieinhalb Jahren vergüteter Freizeitphase 
auf Basis des Altersteilzeitentgeltes); 

- die sozialversicherungsrechtliche Anerkennung 
von arbeitsfreien Zeitblöcken (z. B. „Sabbati- 
cals") als durchgängige Beschäftigungszeit im 
Rahmen derartiger Teilzeitvereinbarungen. 

7. Der Bundesrat fordert darüber hinaus, die arbeits- 
marktentlastende Wirkung des Gesetzentwurfs 
dadurch zu verstärken, daß auch jüngeren Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern mit einem Teil- 
zeitarbeitsverhältnis die Möglichkeit eingeräumt 
wird, ihre Rentenversicherungsbeiträge entspre- 
chend einem fiktiven Vollzeitarbeitsverhältnis bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze aufzustocken. 
Tarif- und arbeitsvertragüch soUten sich Arbeit- 
geber an dieser Aufstockung beteihgen können. 
Dies wäre ein hilfreiches Angebot an Arbeit- 
nehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, Teilzeitarbeit 
zu akzeptieren und damit zu einer Entlastung des 
Arbeitsmarktes beizutragen, ohne gleichzeitig 
Rentenminderungen zu befürchten. Der Bundesrat 
fordert die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang auf, ihre kritische Haltung zur Teilzeit- 
förderung im o. a. Gesetzentwurf des Bundesrates 
noch einmal zu überdenken. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 (zum Gesetzentwurf) 

Die Bundesregierung stimmt der Feststellung des 
Bundesrates zu, daß die Subventionierung von Perso- 
nalabbau und Personalverjüngung durch die Sozial- 
versicherung beendet und die Frühverrentungspra- 
xis durch einen gleitenden Übergang vom Berufsle- 
ben in den Ruhestand ersetzt werden muß. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß auch der Bundes- 
rat die Ablösung der Frühverrentung durch eine 
neue sozialverträgliche Möglichkeit eines gleitenden 
Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand für 
notwendig erachtet und die in dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
in den Ruhestand hierzu vorgesehenen Maßnahmen 
grundsätzlich für geeignet hält. 

Altersteilzeitarbeit eröffnet Unternehmen neue Spiel- 
räume, Personalanpassungen ohne das Herausdrän- 
gen älterer Arbeitnehmer aus dem Erwerbsleben vor- 
zunehmen und gleichzeitig Beschäftigungsmöglich- 
keiten für jüngere Arbeitnehmer zu eröffnen. Die 
Versicherten erhalten die Möglichkeit, den Über- 
gang in den Ruhestand besser ihren persönlichen Be- 
dürfnissen anzupassen. Schon jetzt zeichnet sich bei 
Tarifvertragsparteien ein erhöhtes Interesse an der 
Verwirklichung von Altersteilzeitkonzepten ab. 

Neben der Förderung der Altersteilzeitarbeit ist es 
ein weiteres Ziel dieses Gesetzentwurfs, eine dämp- 
fende Einflußnahme auf die Beitragssatzentwicklurig 
in der Rentenversicherung auszuüben. Es handelt 
sich um einen ersten dringend notwendigen Schritt 
auf dem Weg zur Erreichung dieses Ziels. Die Bun- 
desregierung und die sie tragende Koalition haben 
bereits weitere Maßnahmen auf den Gesetzgebungs- 
weg gebracht. 

Zu Nummer 2 (Altersgrenzen bei den Altersrenten 
in der gesetzlichen Renten- 
versicherung) 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat darin 
zu, daß für die Versicherten Klarheit über die für sie 
geltenden Altersgrenzen in der gesetzlichen Renten- 
versicherung bestehen muß. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf, der auf einer Konzeption beruht, die mit den 
Sozialpartnern im Rahmen der Gespräche zur Zu- 
kunftssicherung des Standortes Deutschland einver- 
nehmlich erarbeitet und beschlossen wurde, enthält 
nur Regelungen, die sich auf die Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit beziehen. Diese Konzeption umfaßt 
nicht Maßnahmen, die die Altersgrenzen bei anderen 
Altersrenten betreffen. 

Die weiteren Maßnahmen sollen mit dem von der 
Bundesregierung am 7. Mai 1996 beschlossenen Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge- 
setze umgesetzt werden. Danach ist vorgesehen, die 
bereits nach dem Rentenreformgesetz 1992 vorgese- 


hene stufenweise Anhebung der Altersgrenzen für 
Frauen auf das Jahre 1997 vorzuziehen und zu be- 
schleunigen. Die stufenweise Anhebung der Alters- 
grenze für langjährig Versicherte soll nahtlos hieran 
ab dem Jahre 2000 anschließen. Bei vorzeitiger Inan- 
spruchnahme dieser Altersrenten wird entsprechend 
der längeren Bezugszeit der Rente der Rentenzahlbe- 
trag für jedes Jahr des vorzeitigen Renteneintritts um 
3,6 % gemindert. Die Minderung soll durch zusätzli- 
che Beitragszahlungen ausgeglichen oder jedenfalls 
abgemildert werden können. 

Zu Nummer 3 (Artikel 2 Nr. 17) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundes- 
rates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Sie geht davon aus, daß die Rentenversicherungsträ- 
ger die Regelung auch ohne die vorgeschlagene 
Klarstellung sachgerecht und dem Ziel des Gesetzes 
entsprechend auslegen werden, zumal in der Geset- 
zesbegründung deutlich gemacht wird, daß im Rah- 
men des Vertrauensschutzes sowohl eine vor dem 
Stichtag vereinbarte Befristung eines Arbeitsverhält- 
nisses als auch eine vor dem Stichtag bewilligte Teil- 
nahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme 
einer Vereinbarung über die Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses gleichstehen. 

Zu Nummer 4 (Wirkungen der vorgesehenen 

Maßnahmen auf den Arbeitsmarkt/ 
Plausibilität der zugrundeliegenden 
Annahmen) 

Mittelfristig wird nach geltendem Recht von einem 
jährlichen Zugangspotential von 180 000 Renten we- 
gen Arbeitslosigkeit ausgegangen. Etwa die Hälfte 
der Bezieher von Altersrenten wegen Arbeitslosig- 
keit scheidet über Sozialpläne oder sonstiges Einver- 
nehmen zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
aus der Beschäftigung aus, so daß sich unter Berück- 
sichtigung der Vertrauensschutzregelung das Poten- 
tial bis zum Jahr 2000 halbiert. Eine weitere Reduzie- 
rung ergibt sich aus der stufenweise Heraufsetzung 
der Altersgrenze und dem damit hinausgeschobenen 
Rentenbeginn. 

Demgegenüber ergeben sich in erheblichem Umfang 
arbeitsmarktentlastende Wirkungen aus der Inan- 
spruchnahme der Altersteilzeit und dem Vorziehen 
des Rentenbeginns von langjährig Versicherten 
durch die Inanspruchnahme der Altersrente nach Al- 
tersteilzeit. Die Förderung der Altersteilzeit ab dem 
55. Lebensjahr führt durch Vermeidung von Arbeits- 
losigkeit und vor allem wegen der Wiederbeset- 
zungspflicht als Bedingung für die Erbringung von 
Förderleistungen durch die Bundesanstalt für Arbeit 
zu Entlastungen am Arbeitsmarkt, die die mit der 
Heraufsetzung der Altersgrenze verbundenen Ar- 
beitsmarktbelastungen bis 2000 im Gesamtsaldo 
deutlich übersteigt. 
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Die Bundesregierung teilt die Zweifel des Bundesra- 
tes hinsichtlich der Erreichbarkeit der angestrebten 
Ziele nicht. Sie geht vielmehr davon aus, daß auf- 
grund des vorgelegten Gesetzentwurfs das Angebot 
an Teilzeitarbeitsplätzen erweitert, Arbeitslosen der 
Wiedereinstieg in das Erwerbsleben erleichtert und 
Ausgebildeten zusätzlich Chancen des Einstiegs in 
ein Arbeitsverhältnis eröffnet werden, da Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Bundesregierung gemeinsam 
nunmehr für Arbeitnehmer einen gleitenden Über- 
gang vom Erwerbsleben in den Ruhestand ermögli- 
chen wollen. 

Auch wenn der Gesetzentwurf zur weiteren Flexibili- 
sierung der Altersteilzeitarbeit in einzelnen Punkten 
durchaus noch ergänzt werden kann, zeichnet sich 
bereits ein deutliches Interesse an einer Verwirkli- 
chung der künftig möglichen Modelle ab. Schon im 
März des Jahres haben die Tarifvertragsparteien in 
der chemischen Industrie in Anlehnung an den vor- 
liegenden Gesetzentwurf einen Tarifvertrag zur För- 
derung der Altersteilzeitarbeit abgeschlossen. Von 
diesem Tarifabschluß erwartet die Bundesregierung 
eine Signalwirkung für andere Wirtschaftsbereiche. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung teüt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß die Förderung der Altersteilzeitarbeit 
so flexibel wie möglich gestaltet werden muß. Die 
Förderung muß sich aber am arbeitsmarktpolitischen 
Nutzen der Arbeitszeitverminderung bei älteren Ar- 
beitnehmern einerseits und am finanziell Vertretba- 
ren andererseits ausrichten. Dies gilt insbesondere 
für Forderungen des Bundesrates nach einer Erwei- 
terung des förderfähigen Personenkreises und einer 
Ausweitung der Förderfähigkeit auf zusätzliche For- 
men von Teilzeitarbeit. 

Zu Nummer 6 erster und zweiter Spiegelstrich 

(Flexibilisierung der Altersteilzeit, 
Arbeitszeitverminderungen) 

Die Bimdesregierung stimmt den Forderungen des 
Bundesrates nicht zu. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nur 
dann gerechtfertigt, Arbeitszeitverminderungen aus 
Mitteln der Beitragszahler zur Bundesanstalt für Ar- 
beit zu fördern, wenn diese eine spürbare arbeits- 
marktpolitische Wirkung entfalten. Eine solche Wir- 
kung kann nur von Arbeitszeitverminderungen aus- 
gehen, die einen deutlichen Umfang haben. Daher 
sieht der Gesetzentwurf eine Förderung - von den 
übrigen Voraussetzungen abgesehen - grundsätzlich 
nur für Arbeitszeitverminderungen auf die Hälfte der 
tariflichen wöchentlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
vor. Eine Arbeitszeitverminderung in diesem Umfang 
kann von Arbeitnehmern, deren bisherige Arbeits- 
zeit bereits deutlich unterhalb der Vollzeitarbeit lag, 
nicht erbracht werden. Daher ist es gerechtfertigt, 
die Förderung grundsätzlich auf die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer zu konzentrieren, die von ei- 
ner Vollzeit- in eine hälftige Teilzeitbeschäftigung 
überwechseln. Würde vorgesehen, Förderleistungen 
auch schon bei Arbeitszeitverminderungen geringen 


Umfangs zu erbringen, ergäben sich für die betrieb- 
liche Praxis Schwierigkeiten bei der Wiederbeset- 
zung. Zudem würden bei der Ermittlung der Höhe 
der zu gewährenden Förderleistungen Probleme auf- 
treten, die die Handhabbarkeit des Gesetzes in der 
Praxis nicht unwesentlich beeinträchtigen dürften. 

Darüber hinaus ist diese Gestaltung auch aus renten- 
rechthchen Gründen gewählt worden. Nach Artikel 2 
Nr. 4 des Gesetzentwurfs soll die bisherige Altersren- 
te wegen Arbeitslosigkeit in eine Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit umgestaltet 
werden. Diese Renten können, von den übrigen Vor- 
aussetzungen abgesehen, Arbeitnehmer in Anspruch 
nehmen, die vor Beginn der Rente entweder ein Jahr 
arbeitslos gewesen sind oder zwei Jahre in Alters- 
teilzeit gearbeitet haben. Dieses Verhältnis macht 
deutlich, daß schon aus Gründen der Symmetrie die 
Altersteilzeitarbeit grundsätzlich nur in einer hälf- 
tigen Arbeitszeitverminderung bestehen kann. 


Zu Nummer 6 dritter Spiegelstrich (FlexibUisierung 
der Altersteilzeit, Verteüzeitrarun) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ermöglicht 
bei der zeitlichen Verteilung der Arbeitszeit im Rah- 
men der Altersteilzeit bereits eine sehr flexible Hand- 
habung. Die Verteilung bleibt den Arbeitsvertrags- 
parteien überlassen. Es muß nur gewährleistet sein, 
daß die Arbeitszeit im Durchschnitt eines Jahres die 
Hälfte der tariflichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit nicht überschreitet bzw. mindestens 
18 Stunden wöchentlich beträgt. 

Die Bundesregierung sieht in dem Vorschlag, den 
Verteilzeitraum für die Altersteilzeitarbeit auf den 
gesamten Höchstförderzeitraum, also auf bis zu fünf 
Jahre, zu erweitern, ein sinnvolles Anliegen. Dies 
kann bei der Umsetzung von Altersteilzeitmodellen 
zusätzliche Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. Die 
Bundesregierung teilt die Auffassung, daß dabei die 
sozialversicherungsrechtliche Anerkennung arbeits- 
freier Zeitblöcke als durchgängige Beschäftigungs- 
zeit sichergestellt sein muß, und wird die dazu erfor- 
derliche rechtliche Gestaltung prüfen. 


Zu Nummer 7 (Möglichkeit der grundsätzlichen 

Beitragsaufstockung bei Teilzeitarbeit) 

Die in Artikel 2 Nr. 12 und 13 des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs enthaltenen Regelungen stellen eine 
notwendige Rankierung der in Artikel 1 des Ent- 
wurfs normierten Altersteüzeitarbeit dar. Die vom 
Bundesrat geforderte Schaffung einer Möglichkeit, 
in jedem bestehenden Teilzeitarbeitsverhältnis Ren- 
tenversichemngsbeiträge entsprechend einem fikti- 
ven Vollzeitarbeitsverhältnis aufzustocken, geht weit 
darüber hinaus. Sie wirft grundsätzliche rentenrecht- 
liche, insbesondere beitragsrechtliche Fragen auf, 
die jedenfalls im Zusammenhang mit den vorgesehe- 
nen Maßnahmen zur Korrektur der Frühverrentungs- 
praxis und zur Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen für einen gleitenden Übergang in den Ruhestand 
nicht geklärt werden können. 
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